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INTERREGIO

Positive Effekte des neuen Min-
destlohns erwartet der DGB Nord 
vor allem für die Frauen in Schleswig-
Holstein, Hamburg und Mecklenburg-
Vorpommern. „Der Norden ist der 
Lohnkeller der Nation, und die Frauen 
hier sind davon besonders betroffen. 
Sie werden schlechter bezahlt, und 
sie müssen überdurchschnittlich oft 
zu zusätzlichen Minijobs greifen, um 
ihre Existenz abzusichern“, so Uwe 
Polkaehn, Vorsitzender des DGB 
Nord. Nötig seien aber auch flächen-
deckende Tarifverträge. In Hamburg 
bekommt ein Viertel der beschäftig-
ten Frauen nur Niedriglohn. In vielen 
Landkreisen Schleswig-Holsteins und 
Mecklenburg-Vorpommerns erhält 
fast jede zweite Frau nur Billiglohn. 

Der DGB NRW hat die nordrhein-
westfälische Landesregierung 
aufgefordert, sich gegen ein nieder-
ländisches Fracking-Vorhaben in 
der Grenzregion zu NRW einzuset-
zen. Der DGB-Bezirksvorsitzende 
Andreas Meyer-Lauber forderte: „Wir 
brauchen in Deutschland solange ein 
Moratorium, bis sämtliche Risiken 
abschließend bewertet sind. Eine 
Gefahr für Mensch und Umwelt muss 
definitiv ausgeschlossen werden.“ 
Gift kenne keine Grenzen, so Andreas 
Meyer-Lauber weiter. Es müsse sicher-
gestellt sein, dass das Trinkwasser 
nicht durch das giftige Fracking-Fluid 
gefährdet werde.

Der DGB Berlin-Brandenburg 
nimmt gemeinsam mit den Mitglieds-
gewerkschaften in diesem Jahr mit 
einem eigenen Wagen am Christo-

pher Street Day (CSD) am 21. Juni teil. 
Seit dem 4. Juni ist vor dem Berliner 
DGB-Haus auch die Regenbogen-
flagge gehisst, das Symbol der 
Lesben- und Schwulenbewegung. 
Der DGB setzt sich für die Gleichstel-
lung von Lesben, Schwulen, Bi- und 
Transsexuellen ein und fordert eine 
Ergänzung des Gleichheitsgrundsat-
zes in Artikel 3 des Grundgesetzes um 
die „sexuelle Identität“. Zudem müsse 
das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) entsprechend novelliert 
werden.
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Lebensläufe
gestalten
Teilzeit. Wie Teilzeit attraktiv 
gestaltet werden kann, will die 
Broschüre „Teilzeit als Option der 
Lebenslaufgestaltung“ zeigen, 
entstanden im Rahmen des DGB-
Projekts „Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie gestalten“. Vor allem 
Frauen nutzen Teilzeitbeschäfti-
gung, um Erwerbs- und Fürsorge-
tätigkeit zu vereinbaren. Teilzeit ist 
ein wichtiges Instrument, um den 
wechselnden Zeitanforderungen 
im Lebensverlauf gerecht zu wer-
den. Doch so, wie sich Teilzeit im 
Bereich von niedriger Arbeitszeit 
(Minijobs, prekäre Beschäftigung) 
in den letzten Jahren in Deutsch-
land entwickelt hat, ist sie keine 
Lösung, um eine eigenständige 
Existenzsicherung und Fürsorge 
zu verknüpfen. Vor allem Minijobs 
führen zu Diskriminierung und fast 
zwangsläufig in eine berufliche 
Sackgasse. 
Die Broschüre beschreibt Eckpunk-
te für eine geschlechtergerechte 
Gestaltung von Arbeitszeiten, um 
die Arbeitswelt lebensphasenorien-
tiert zu gestalten, und liefert ak-
tuelle Impulse aus Forschung und 
betrieblicher Praxis. Die kostenlose 
Broschüre richtet sich in erster 
Linie an betriebliche Interessenver-
tretungen.   l
| www.bit.ly/teilzeit

Schlagseite
Wahlkampf. Bild und BamS 
haben 2013 eindeutig auf eine 
Große Koalition gesetzt. Die 
Berichterstattung der beiden 
Springerblätter während des 
Bundestagswahlkampfes ließ die 
Otto-Brenner-Stiftung für ihre 
dritte Bild-Studie auswerten. Die 
Publizisten Hans-Jürgen Arlt und 
Wolfgang Storz kommen in der 
Untersuchung „Missbrauchte Po-
litik“ zu dem Ergebnis, dass beide 
Blätter aufgrund ihrer hohen 
Reichweite die politischen Akteu-
re instrumentalisieren können. Ihr 
Fazit: „Das ist kein Journalismus, 
das ist publizistisches Wirtschafts-
handeln mit parteipolitischer 
Schlagseite.“   l
| www.bild-studie.de

In Balance
Hochschule. Wie lassen sich Ar-
beit und Familie in eine zufrieden-
stellende Balance bringen? Lösun-
gen für die Vereinbarkeitsfrage an 
den Hochschulen diskutieren DGB, 
GEW und ver.di am 3. Juli in Berlin. 
Im Fokus stehen vor allem die 
Probleme des wissenschaftlichen 
Nachwuchses, der Studierenden 
und der Verwaltungsangestellten. 
Themenschwerpunkte der Veran-
staltung sind Planbarkeit, (Zeit-)
Belastungen und Diskriminierun-
gen, Personalentwicklung und 
Universitätskultur sowie die not-
wendigen Rahmenbedingungen. 
Es sollen Beispiele guter Praxis 
geprüft und ein Ideenkatalog 
erstellt werden.   l
| www.familie.dgb.de

Radio. Berichte aus der Arbeitswelt spielen in den öf-
fentlichen Medien eine untergeordnete Rolle. Deshalb 
gibt es seit November vergangenen Jahres im Freien 
Radio Stuttgart jeden Donnerstag von 10 bis 11 Uhr 
das „Arbeitsweltradio“ des DGB Nordwürttemberg. 
Die einstündige Sendung erklärt politische Zusam-
menhänge, berichtet über Arbeitskämpfe und soziale 
Themen. Wer die Sendung verpasst, findet sie als Pod-
cast nachträglich auf der Homepage des DGB Nord-
württemberg.

Der DGB war 1993 Gründungsmitglied 
des Freien Radios Stuttgart. Der nicht-

kommerzielle Sender ist seit 1996 
lizensiert und sendet rund um die 
Uhr zu Themen, Genres und Musik, 
die in der sonstigen Rundfunkland-

schaft unter den Tisch fallen, zum 
Beispiel Sendungen von MigrantInnen. 

Musikstile wie Ska, Hardcore, Elektronik, 
Drum‘n‘Bass. Sendungen mit Schulklassen, Jugendli-
chen und Kindern gehören ebenso zum Programm wie 
Experimentelles und Berichterstattung, die nicht nach 
90 Sekunden endet.

Das Freie Radio Stuttgart sendet über UKW im 
Raum Stuttgart auf 99,2 MHz (Antenne) und 102,1 
MHz (Kabel) sowie weltweit per Internet.   l
| www.freies-radio.de
| www.nordwuerttemberg.dgb.de/arbeitsweltradio 
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Der DGB war 1993 Gründungsmitglied 
des Freien Radios Stuttgart. Der nicht-

kommerzielle Sender ist seit 1996 
lizensiert und sendet rund um die 
Uhr zu Themen, Genres und Musik, 
die in der sonstigen Rundfunkland-

schaft unter den Tisch fallen, zum 
Beispiel Sendungen von MigrantInnen. 

Arbeitswelt als Programm

Zeiten der Arbeitslosigkeit in den 
letzten zwei Jahren unmittelbar 
vor dem Renteneintritt werden 
bei der abschlagsfreien Rente 
ab 63 nicht angerechnet. Das ist 
Ergebnis der Ende Mai beschlos-
senen „Leistungsverbesserungen 
in der gesetzlichen Rente“. 
Steht allerdings die Arbeitslosig-
keit im Zusammenhang mit einer 
Insolvenz oder der vollständigen 
Geschäftsaufgabe des Arbeitge-

bers, soll diese Regelung nicht 
gelten. Darauf macht der DGB-
Newsletter Info Recht aufmerk-
sam. 
Der DGB rät, bei eigentlich er-
füllten 45 Versicherungsjahren 
gegen ablehnende Bescheide Wi-
derspruch einzulegen. Mitglieder 
der DGB-Gewerkschaften können 
deren Rechtsschutz in Anspruch 
nehmen.
| www.bit.ly/dgb_recht

Abschlagsfreie Rente: Widerspruch einlegen
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